
EDITORIAL
Liebe Leserin, lieber Leser! Die unbegleitet eingereisten Minderjährigen beschäftigen unter anderem

Jugendämter und Familiengerichte nach wie vor in besonderem Ausmaß. Die
jüngere Vergangenheit offenbarte eine besondere Problematik im Grenzbe-
reich zwischen SGB VIII und Bürgerlichem Gesetzbuch, auf die ein Hinweis
des Deutschen Instituts für Jugendhilfe und Familienrecht e.V. (DIJuF) vom
2. Mai 2016 in verdienstvoller Weise aufmerksam gemacht hat: die prakti-
schen Umsetzungsschwierigkeiten hinsichtlich der als statisch bezeichneten
örtlichen Zuständigkeit für die Amtsvormundschaft durch die gesetzliche
Neuregelung in § 88 Abs. 4 SGB VIII. Denn nur dem ersten Anschein nach
handelt es sich hier um eine nicht besonders gewichtige Thematik. Dies of-
fenbart ein aktueller Beschluss des Oberlandesgerichts Schleswig vom 18. Fe-
bruar 2016 (Az. 14 UF 12/16). Der dieser Entscheidung zu Grunde liegende
Sachverhalt verdient einer näheren Betrachtung:

Der Jugendliche wurde im Bezirk der Stadt N. aufgegriffen und von einer
Jugendhilfeeinrichtung in S. in Obhut genommen worden. Im Rahmen
des Clearingverfahrens wurde die Zuweisung durch das Landesjugendamt
aus gesundheitlichen Gründen des Jugendlichen ausgeschlossen. Nach der
oben genannten Neuregelung im SGB VIII bleibt es damit bei der Zustän-
digkeit des Jugendamtes des Kreises N. für die Amtsvormundschaft. Das
Familiengericht hat jedoch den geeigneten (Amts-)Vormund auszuwählen
und ist hierbei nach bislang noch herrschender Meinung nicht an die Re-
gelung der örtlichen Zuständigkeit im SGB VIII gebunden. Dies sah auch
das Amtsgericht so und bestellte das Jugendamt des Kreises S. zum Amts-
vormund. Dieses legte Beschwerde ein und hatte damit Erfolg. Das OLG
Schleswig stellte fest, dass zwar eine Bindung an die Zuständigkeitsrege-
lungen des SGB VIII nicht bestehe, aber die Zielsetzung des Gesetzgebers,
ein Auseinanderfallen zwischen der Zuständigkeit zwischen Kostenträger
einerseits und Wahrnehmung der Amtsvormundschaft andererseits vermie-
den werden soll.

Die sich aus dem SGB VIII ergebenden Konsequenzen sind also unbefriedi-
gend. Dies zeigt sich auch in einem späteren Beschluss des OLG Schleswig
vom 11. April 2016 (Az. 14 UF 32/16) in einer anderen Sache: Hier spricht
das Oberlandesgericht selbst davon, dass „aufgrund der Entfernung zwi-
schen G. und Sa. . . . die Aufgabenerfüllung in diesem Fall mit gewissen Be-
schwerlichkeiten (u.a. Reisetätigkeit) verbunden sein“ möge. Wie ist dies
mit einem (weiteren) wichtigen Grundanliegen des Gesetzgebers, der För-
derung einer persönlichen Beziehung zwischen (Amts-)Vormund und Mün-
del, zu vereinbaren?

Vor diesem Hintergrund dürfte kein Zweifel bestehen, dass die Forderung
des DIJuf nach einer dringend gebotenen Klärung des Verhältnisses von
SGB VIII und BGB in dieser Frage Unterstützung verdient, um eine kindes-
wohlgerechte Vertretung der unbegleiteten Minderjährigen zu ermöglichen.
Denn die Orientierung am Kindeswohl sollte gegenüber einer gerechten
Lastenverteilung vorrangig sein.

Ihr

Prof. Dr. Stefan Heilmann
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